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B e s c h l u B

In Sachen

Klägers und Re#isionsklägérs‚

Prozeßbevollmächtigterz‚

g e g e n

Beklaggen und Revisionsbeklagten,

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts am
29, März 1962

unter Mitwirkung von ‘

Senatspräsident S t é
n g e

1
als Vorsitzendem‚

- Bundesrichter Dr. Rio t t m a n n
und Bundesrichter‘. S c h i n d 1 e r

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen Léhdcsw

sozialgerichts in München vom 23. November 1960 wird als unzu—

lässig verworfen„ '

‘Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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G_r ü n d e :

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete Revision

des Klägers gegen das vorbezeichnete Urteil des Bayerischen

Landessozialgerichts (LSG) ist — mangels Zulassung durch das

Berufungsgericht - nach 5 162 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Sozial-

gerichtsges9tzes (SGG) nur statthaft, wenn gerügt wird, das -
Verfahren des LSG leide an einem wesentlichen Mangel und

'wenn dieser Mangel auch tatsächlich vorliegt (BSG 1, 150)

oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs

einer Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des

'Bundesversorgungsgesetzes (BVG) das Gesetz verletzt ist
(5 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG). Eine Gesetzesverletzung bei der
Beurteilung der Zusammenhangsfrage hat der Kläger nicht gel—

tend gemacht. Die Voraussetzungen einer Verletzung wesentlicher

Verfahrensvorschriften (@ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG) sind nicht

gegeben.

Der Kläger rügt‚ das LSG sei in der Verhandlung vom 25. Novem-
3ber 1960 nicht otdnungsmäßig besetzt gewesen (@é 40, 33 S. 1

SGG). Der erblindete LandessoZialrichter, der — an der Fenster—

seite des Sitzungssaales sitzend - an der Verhandlung teilge—

nommenhabe (Landessozielrichter R. 1 —R. —)‚ habe zeit—
weise geschlafen. Er habe nicht nur mit herabgesunkenem Kopf

und geschlossenen Augen dagesessen, sondern zeitweise auch

Symptome des Schlafens bz■ "Einnickens" gezeigt, zB wieder—

holtes Herabsinken des Kopfes, wie der Zeuge P. beobach—
tet habe. Dem Kläger sei'auch das rechtliche Gehör verweigert

werden. Von dem Empfang des Gutachtens des Internisten Dr.

J
. vom 18. September 1960 (52 Seiten), das am 18.0ktober

1960 an ihn abgesandt worden sei, bis zur mündlichen Verhand—
Zlung vom 23. November 1960 habe ihm eine Zeit von nur einem

'Monat zur Verfügung gestanden. Das habe ihn veranlaßt, in dem ‘

Schriftsatz vom 19. November 1960 schon darauf hinzuweisen,
daß ihm eine eingehende Stellungnahme zu diesem Gutachten

ohne Beiziehung eines Internisten nicht möglich sei und daß

er darum nur vorläufig zu dem Gutachten Stellung nehmen könne.
Wenn das LSG "trotz der im Termin gestellten “Anträge" völligJLaw – Gesetze und Urteile
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überraschend zur Sache entschieden habe, 0hnßihm‚Gelegenheit—
zu einer mit Unterstützung eines Sachverständigen ausgearbeite—

ten eingehenden Stellungnahme zu geben,so be€euté dies eine
Verweigerung des rechtlichen Gehörs‘. Das LSG habe seine Ent—
scheidung auch nicht schlüssig unter Würdigung der von den -;

einzelnen Sachverständigen vertretehen Auffassungen, sondern

unzureichend "vom Ergebnis her" begründet, Das ergebe sich

schon daraus, daß es sich auf die zhar im Ergebnis überein-

stimmenden internistischen Gutachten des Dr. B'f vom 11. Juli

1952, des Dr. S. vom 22. Mai 1956; des Prof. Dr. K ‘ * und

des Dr. Wenger vom 4. November 1957 und des Dr. J “ vom'
180 September 1960 stütze, die aber in ihrer Begründung

erheb—

lich voneinander ebwichen; Außerdem gehe die dem Urteil zugrunm

de gelegte Anamnese von einem zum
Teil unrichtigen Sachverhalt

aus. Gegen die in dem Gutachten des Dr. S' —enthaltenen Unterm
stellungen habe er sich bereits in

dem
Schriftsatz vom 109 De—

zember 1956 nebst Anlage vom 20. Seätember 1956 gewandt° Er

verweise auch auf die Kritik, die Pnof. Dr. B— in
seinem Gutachten vom 21. Februar 1959 (Seite 39 ff) an den Gut—

achten des Dr. S und des Dr. B ‘1 geübt habe. Dr. B „„
habe'entgegen den nadhweislioben Tatsachen" angenommen, 4er

Kr0pf des Klägers sei erstmals 1925 hufgetreten und habe seit—
dem ständig an Größe zugenommen;

auch Dr. S * gehe hiervon ;

aus, obgleich der Kläger bei der Untersuchung durch diesen Arzt

Angaben über das Wachstum des Kropfes nicht gemacht habe; im

Schriftsatz vom 10. Dezember 1956 (siehe auch Nr. 2 der Anlage

vom 20. September 1956) habe er ausdrücklich auf die Unrichtig—

keit der Unterstellung des Dr. S‘ .
hingewiesen. Trotzdem habe

auch Dr. J sie seiner Beurteilung zugrunde gelegt. Dr.S
habe sich in seinen Ausführungen, statt eine Begründung zu

geben, wiederholt auf Wendungen, wie "zweifellos", "„ahrcclein«

lich" und "ist anzunehmen", beschränkt. Auf die Mängel des
Gutachtens des Dr. J

,
sei im Schriftsatz vom 19. November

1960 hingewiesen werden und in der mündlichen Verhandlung habe
der Kläger hierzu eine zusammenhängende Stellungnahme abgegebc.

Dr. J sei dem ihm erteilten gerichtlichen Auftrag, 1:ritisc

zu den Vorgutachten Stellung zu nehmen, nicht nachgekomnen.‘
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Das LSG habe die Ausführungen der Gutachten ohne eigene Prü—

fung übern0mmen. Darauf sei es zurückzuführen, daß es die

Schilddrüsenerkrankung des Klägers als Ursache seines Lei—

dens angesehen habe, ohne zu prüfen, ob dieses Leiden auch

entstanden wäre, wenn er nicht unter schwersten Bedingungen

den militärischen Dienst verrichtet, sondern seinen Beruf

als Finanzbeamter ausgeübt hätte. Es habe unter dem Einfluß

der einem Sachverständigen nicht zustehenden Ausführungen

des Dr. J“ gegen die Angaben des Zeugen Erhardt von des—

sen Vernehmung abgesehen, obgleich eine solche Beweisaufnahne

wichtige Aufschlüsse über die Krankheitssymptome des Leidens

gegeben hätte. Dasselbe gelte für die weiteren vom Kläger be—
nannten Zeugen. Das LSG habe seine Aufklärungspflicht auch

dadurch verletzt, daß es den Kläger selbst nicht über die

von den Gutachtern Dr. S J und Dr. J“ - zugrunde gelegten

Unterstellungen in der Änamnese und ergän2end zu den spärli—

chen und summarischen Angaben in dem Soldbuch. gehört habe.

Diese Rügen gehen fehl.

Das Gericht ist zwar nicht ordnungemäßig besetzt, wenn ein

Richter während eines nicht unerheblichen Zeitraumes nicht

in der Lage ist, der Verhandlung zu folgen, weil er entweder

abwesend ist oder in der Verhandlung geschlafen hat. Diese

'Voraussetzung ist aber nicht schon denn erfüllt, wenn ein

Richter, etwa bei einer länger dauernden Verhandlung,

vorübergehend aus Überanstrengung oder Müdigkeit der Verhand—

lung nicht mehr folgen kann. Gelingt es ihm, die Neigung ein-

zuschlafen trotz vorübergehender Unfähigkeit, die Vorgänge der

Verhandlung aufzunehmen, erfolgreich zu bekämpfen und wird die

Schlafneigung alsbald wieder aufgefangen, so begründet ein

solcher Vorfall nicht die Rüge einer nicht ordnungsmäßigen

Besetzung des Gerichts (vgl. RGSt 60, 63, 64; RGJW 1932,
2888 Nr. 35; JW 1936, 3473; BGH LM StGB @ 223 a Nr. 3). Der

Sénat hat die Berufsrichter, die an der Verhandlung des LSG
vom 23. November 1960 beteiligt waren, sowie die Protokoll—

führerin und den Landessozialgichter Rauch aufgefordert,

sich zu dem Vorbringen des Klägers zu äußern. Auf Grund ihrer
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Stellungnahme kann nicht angenommen werden, daß der gerügte

Verfahrensmangel vorliegt und R. in der Sitzung gesehlafen hat.

Dagegen spricht nicht nur der große Eifer und die Aufmerksam—

keit, die er nach den Beobachtungen des Senatspräsidentcn

Sch seit seiner Berufung in den 13. Senat des Bayer. LSG

(1. Oktober 1955) ge2eigt hat und daß eine Neigung, in der.

Sitzung einzuschlafen, bei ihm noch nie„beob:ohtet wurde, son»
dern auch, daß dem Sozialgerichtsrat Dr. B der s1ch._ß

dem R. als dessen unmittelbarer Nachbar stets zdgewandt hat

ein- solcher Vorgang nicht hätte verborgen bleiben können D r

Eindruck, R habe geschlafen, dürfte allerdings dadurch be—

günstigt worden sein, daß der erblindete B. nicht nur regel—
;.

mäßig die Augen geschlossen hält, sondern auch, um besser
_ ‚

hören zu können, vielfach mit aufgestütztem linken Arm seinei

_linke Hand an die Ohrmuschel hält. huf Grund dieser Halt
ung

kann bei einem nur leichten Sinken des Kopfes nach rechts,

zur
Mitte der Richterbank bin, für Anwesende im Zuhörerzaum

leicht der Eindruck des Einnickens entstehen, nicht aber für

Beobachter an der Richterbank. Daß er nicht über einen nennens
werten 2ieitraum hinaus "geschlafen"}hat, kann schon durnus

entnommen werden, daß der Prozeßbevbllmächtigte des Klfgers,
obgleich auch er bemerkt hatte, daß1R‚ mit "herabgesunkcnem "

Kopf" dasaß, ein Einschlafen nicht Wahrgenommen hat. Ein sol-

cher Vorgang hätte ihm aber schwerl1ch entgehen können? Er.

ist erst nach der Verhandlung von dem Zeugen P ‘ . auf '
seine Beobachtungen hingewiesen werden. Nach alledem ist der

Senat zu der Auffassung gelangt, daß, sollt e die Aufmerksam—

keit des R° überhaupt einmal sichtbar nachgelassen haben„ es
sich nur um eine ganz vorübergehende Erscheinung gehandelt

haben kann. Darum bedurfte es auch
nicht

der Vernehmung des

Zeugen P ' $, wobei.unterstellt wdrde, daß er ein wieder-
holtes Herabsinken des Kopfes, das er glaubte, als ein Zeichen

des "Einnickens" deuten zu können, b1estätigen würde. ' '

Es ist auch nicht ersichtlich, daß demKläger das rechtliChe
Gehör verweigert werden ist (5 62 SGG)° Der Prozeßbevollmäch—
tigte des Klägers war in der Lage, sich in demihm zur verfü-
gung stehenden Zeitraum von mehr als einem Monat mit demJLaw – Gesetze und Urteile
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Gutachten des Dr. J. vom 18. September 1960 vertraut zu

machen, zumal er den Kläger im Berufungsverfahren seit April

'1958 vertreten hatte. Seinem Antrag vom 5. November 1960,
ihm Akteneinsicht zu gewähren, war sogleich stattgegeben

worden° Schon am 6. November 1960, vor Ablauf der ihm bis

zum 11. November 1960 gesetzten Rückgabefrist, reichte er
die Akten wieder zurück. Wenn der Kläger einen Internisten

zuziehen wollte und er hierzu bis zum Termin vom 23. Novem—

’ber 1960 keine Gelegenheit gefunden hatte, so hätte er den

Antrag stellen müssen, den Termin zu verlegen. Das Gericht

war nicht verpflichtet, einen solchen Antrag anzuregen. Der

Anspruch auf rechtliches Gehör ist nicht verletzt, wenn der

'Beteiligte die im Verfahren sich ergebenden Möglichkeiten

nicht genutzt hat, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen

(BSG in SozR SGG@62 Bl. Da 2 Nr. 7). Das gilt besonders,

wenn er durch einen Rechtsanwalt vertreten ist. Dieser durfte

‘ sich hier nämlich nicht darauf verlassen, daß das Gericht,

wenn es die im Schriftsatz vom 19, November 1960 gestellten

Beweisanträge für unerheblich hielt, die Verhandlung wieder

eröffnen werde, um ihm Gelegenheit zu geben, eine Verlegung

des Termine zu beantragen; er mußte damit rechnen, daß das

Gericht die Sache für spruchreif halten und demgemäß ein

Urteil erlassen werde, zumal er, wie er selbst ausgeführt

hatß eine "zusammenfassende Stellungnahme" zu dem Gutachten

des Dr. Jaekel im Termin abgegeben hatte.

Auch im übrigen hat der Kläger einen Verstoß des LSG gegen
"wesentliche Verfahrensvorschriften nicht dargetan. Der Streit

geht darum, ob er für ein Herz- und Lungenleiden Versorgung
'nach dem Bayer. Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte

(EKBLG) und dem BVG vom 1. Februar 1947 an beanspruchen
kann. Er führt seinen Leidenszustand, ein Lungenleiden (Lun—

genemphysem, chronische Bronchitis, Bronchiektasien sowie
lpleuritische Residuen beiderseits) und sein Herzleiden (Mye—

°cardschädigung, Rechtsüberlastung des Herzens), auf eine
Schädigung zurück, die er sich in den Jahren 1942 bis 1945
(d.h. bis zur Entlassung aus der Gefangenschaft am 13. Juni

1945) im militärischen Dienst zugezogen hat. Zur Beurteilung
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des tatsächlichen und medizinischen Sachverhalts und für seinc
Urteilsfindung lagen dem LSG zahlreiche Beweisunterla'gen vor:"‘

Neben den im zweiten Rechtszuge eingehalten Gutachten der
Internisten Prof. Dr. B ‘ und Dr. L

.
'.beim Städti—

schen KrankenhausM" ['— vom21. Februar 1959und
des Dr. J ‘

.
in Wi

,
Vom"18. September 1960 sowie den im

Verwaltungsverfahren und im ersten RechtsZug erstatteten Gut—

achten des Dr. T
. .

(im Auftrage der LVA Ober— und Mit-

telfranken) in D ' vom 30. November 1949, ces E‘charztcu
für innere Krankheiten Dr. B" Vom 11. Juli 1952 (Versor—

gungsärztliche Untersuchungsste1le N ), des Neuro1ogen*

Dr. Sch in F .“ vom 15. Ju1i 1952, des Facha'rztcs fü1

Hals-, Nasen; und Ohrenleiden Dr. Dr. B
. ' in Nj_

vom 16. Juli 1952, des Internisten Dr. S ' in N:- von
22. Mai 1956, des Dr. W' in D.‘[

. _ vom 14. ?ebruar
1957 und der Internisten Prof9 Dr. K. ‘unä Dr. W

_
der

Medizinischen Poliklinik der Universität E.-- . vom 4.Hchn—

ber 1957 die Angabendes Klägers im verfahren und aus Anlaß
der ärztlichen Untersuchungen, die ärztlichen Gutachten, Stcl-_

lungnahmen und Bescheinigungen des Dr. T “ 4 vom 17.15ai

1947, des Dr. W ' vom 8. Dezember 1949,_7. März 1953 und
7. August 1954, des Facharztes für Lungenkrankheiten Dr.

,
Ch.

„‚ .
in D

_ vom 20. Dezember 1949 und 25. lcbru 1

1953, des Lungenfacharztes D1. 1“ [
‚ in A ' , * vom 2. 1a1

1947 und 9 August 1958, der Fachärztin für Hals—, Nasen— und

Ohrenleiden Dr. D' in M : von 16. Märzy1953 und 28. Juli
1958, des Dr. T.

.
in D' ' vom 29. März 1947, 17. Januar

1951, 28. Februar 1953, 25. Februar 1958 und 12. Juli 1958,

des Amtsarztes des GesundheitsamtsD[ „"Dr. w
vom14. März 1949, 14. Januar 1950, 25. März 1956und 7.Lpril
1953, des Dr. K/‚ (Kurhaus Sebastianeum;.in Bad N )

vom 5. Mai 1951, des Dr. 2,
,

(Hals—, Nasen-, Ohrcnarzt)

in Ni ' : vom28. Februar 1958 und 28. November1958, des
Reg.Med.Rats Dr. S ‚3 vom 5. April 1957 und des Reg."e■.

Rats Dr. K vom 21. April 1959, die Krankenpapiere der

Reservelazarette in W ' . vom 11. Juni 1945, in A_ ‘

vom 16. Oktober 1944 und 26. Oktober 1944, in W
. - vom 18;

Oktober 1944, in J vom 13. Dezember 1944 und M.

vom 22. Dezember 1944, die Auskünfte der Krankenbuchlager in
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W “ .ß vom 17. März 1952, in K.
. vom 25. Oktober 1952

und Be;2'- vom 28. Mai 1952 sowie der Deutschen Dienststelle

in B!“ vom 28, April 1952, der Allgemeinen Orts-
Vkrankenkasse in D. ' vom 12. März 1952, die Unterla-

gen des Krankenhauses in D'-l ' vom 15. bis 20. Februar

1950 und des Kurheimes der Bayerischen Ortskrankenkassen Bad

R1' . aus den Jahren 1952, 1955, 1956und 1957, das
Soldbuch des Klägers sowie die Bescheinigungen des W

'E\„ . vom 8. März 1953, 4. Mai 1958 und 20. (26. ?) Mai

1959, des J! D - vom 10. März 1953 und 18. I£ärz

1958, des G» L - vom 25. März 1953, des H J

K“—‚.. vom 20. März 1958 und des A 1 R - vom 8. März

1958. Diese zahlreichen Beweisunterlagen haben dem LSG nach

seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens geworne—

nen richterlichen Überzeugung ausgereicht, um den Rechts—

streit zu entscheiden. Es ist auch nicht ersichtlich, daß

das LSG hierbei gegen seine Verpflichtung, das Gesamtergeb—

nis des Verfahrens zu berücksichtigen (9 128 SGG), oder
gegen seine Aufklärungspflicht (@ 103 SGG) verstoßen hat,

wie der Kläger geltend macht, ohne allerdings die verletzte

Hechtsnorm anzugeben, wie 5 164 Abs. 2 Satz 2 vors chrei bt.
Diese Unterlassung ist jedoch unschädlich, da den Ausfüh—

rungen des Klägers zu entnehmen ist, in welcher Richtung

er das angefochtene Urteil wegen Verstoßes gegen wesent-

liche Verfahr6nsvorschriften beanstanden'nill. Dagegen

genügt die Revisionsbegründung nur teilweise den übrigen

in 5 164 Abs. 2 Satz 2 SGG aufgestellten Erfordernissen.

Hiernach muß sie die Tatsachen und Beweismittel bezeichnen.
diq den Mangel ergeben. Es ist somit in der Revisionsbe—
gründung im einzelnen darzutun, in welchen Vorgängen der

Verfahrénsmangel erblickt wird. Allgemeine Ausführungen

darüber, das Berufungsgericht habe sich unzureichend mit

den Beweisergebéissen auseinéndergesetzt, es habe auch

seine ku■klärungspilicht verletzt, sind unzureichend, weil

sie nicht erkennen lassen, welches Beweismittel das Beru-

fungsgericht nicht benutzt, welches Beweisergebnis es im
einzelnen übergangen hat und welchen Einfluß diese Unter—
lassungen nach der Auffassung des Revisionsführers auf
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dasangefochteneUrteil gehabthabenkönnten(BSGih”3d£■sec
5 164 Bl. Da 10 Nr° 28; BVerwG Urteil vom 16.November_1961,

NJW1962, 459), wobei die sachlich—rechtliche AuffaSsdhgdes
Berufung3gerichts zugrunde zu legeniist (BSG 2, 84; BSG in

SozRsec 5 162Bl. Da 21 Nr. 79) Die Vorschrift des 5 164
Abs. 2 Sätz 2 SGG ist dazu bestimmt, Inhalt und Umfang de “Re—
visionsrügén festzulegen, sie dadurch deutlich zu begrenzen :

und auch dem Revisionsgericht die Überprüfung der in der Revi—
sionsschrift angegebenen gegenständlich faßbaisu Verfahrens-

rügen zu ermöglichen oder zu erleichtern (vgl. BGH 14, 205,

209 f)° Es genügt daher auch nicht eine allgemeine'Bezugnahme,

auf Schriftsätze, die die Partei selbst im zweiten Rechtszug ‘
eingereicht hat und außerdem, wie hier, nur die Kritik eines

Gutachtens enthält (vgl. auch BSG in SozR SGG % 164 Bl. Da 12

Nr° 33 und El. Da 14 Nr. 40). Darum erfüllt der bloße Hinweis
des Prozeßbevollmächtigten des Klägers auf-dessen Schriftsatz

vom 10° Dezember 1956 und die Anlage vom 20. September 1956,

die in 32 PunktenKritik an demGutächtendes Dr. 5 »\ vom22.
Mai 1956 übt, nicht der Vorschrift des 9 164 Abs. 2 Satz 2 sec„
zumal der Hinweis nicht ohne weiter%s erkennen läßt, inmiewcit
das angefochtene Urteil auf den im S:chriftsatz

vom 10. Ic :enbcr

1956 nebst Anlage angegebenen Beans€endungen ooruhen soll. Ob

die bloße Bezugnahme des ?rozeßbevol mächtigten des Klägers in

der Revisionsschrift auf seinen eige en Schriftsatz vom 19
November 1960 dem Erfordernis einer bestimmten Verfahrer: rüge’

genügen würde, kann dahingeetellt bleiben, weil der Inhalt
dieses Schriftsatzes im wesentlichen auch im Revisionsverfahren

wiederholt Worden ist ‘

Soweit der Kläger rügt, das LSGhabe das Urteil nur'Vom Ergeb—
nis her" begründet, denn es stütze sich auf Gutachten, die inj

ihrem Gedankengang und in ihren Einzelfeststellungen trotz des—

selben ErgebnisSes nicht miteinbnderiverglichen werden könnten,

ist ein Verfahrensmangel nicht ersichtlich. Das Gericht hat in

dem Urteil zwar nach 5 128 Abs. 1 Satz 2 SGGdie Gründe cnzugcb‘"
die für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind. Ge—

gen diese Vorschrift verstößt das Gericht,
xvenn die Urteils—

gründe nicht erkennen lassen, welcheiTatsachen für die Urteils—JLaw – Gesetze und Urteile
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findung maßgebend waren oder wenn das Urteil Widersprüche ent—

hält, Das angefochtene Urteil leidet aber nicht an einem sol—

chen Mangel, denn es gibt im einzelnen die Tatsachen an, denen

es entnimmt, daß der.Kläger sich bis zum 13. Juni 1945 weder

eine chronische Bronchitis oder ein anderes Lungenleiden noch

ein Herzleiden zugezogen hat. Das Urteil läßt auch ohne weite—

res erkennen, inwieweit es d n einleitend in den ßrteilsgpünien

angeführten vier Gutachten folgt. Es erwähnt sie, um klarzustel—

len, daß diese Gutachten zu dem gleichen Ergebnis gekommen sind

und daß der Kläger "heute" tatsächlich an den dort näher ange-

gebenen Krankheiten leidet. SOW8it Prof. Dr. K und Dr. W

in ihrem Gutachten vom 4. November 1957 ein Herzleiden

nicht festgestellt hatten, ergibt sich die hiernach erforder—

liche Einschränkung aus dem Urteil ohne weiteren denn es nimmt

unzweideutig9 wenigstens für den Zeitpunkt des Erlasses des

Urteils9 eine Herzerkrankung des Klägers an und folgt im übri—

gen in den entscheidenden Punkten den Ausführungen des Ir„S

und besonders des Dr. J' @
Ein Widerspruch der Urteilsbe—

gründung ist somit nicht er810htlicho .

Dem Urteil des LSG liegt auch nicht, wie der Kläger meint,

die Annahme zugrunde, der Kropf habe "seit dem Jahre 1925

ständig an Größe zugenommen"o_Das Urteil beschränkt sich viel—

mehr auf die Feststellung, daß im zw9iten Weltkrieg der Prozeß

an den Lungen mit einem Emphysem begonnen habe und daß im Zu—

sammenhang mit den ersten subjektiven Beschwerden auch die

Schilddrüsenvergrößerung mit Luftröhrenstenose nachzuweisen

ist. Damit folgt das LSG dem Gutachten des Dr. S (Seite 7
des Gutachtens) und dem des Dr. J

. -, der ausdrücklich her—

vorhebt (Seite 42), es sei unerheblich, welchen der dort im

einzelnen erwähnten vorgeschichtlichen Angaben man den Vor—
zug einräumen wolle, denn jedenfalls stehe fest, daß die

Struma Jahrzehnte lang vor der Heranziehung zum Wehrdienst
bestanden habe und laut Lazarettberichten vom 13. Dezember

1944 und 22. Dezember 1944 ein retrosternalés Wachstum zeige.

Im übrigen muß angenommen werden, daß die Angabe in dem Gut—

achten des Dr. 3 vom 11. Juli 1952, "die Schilddrüse habe
bereits seit 1925 bestanden und sei mit der Zeit immer größerJLaw – Gesetze und Urteile
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geworden" von dem Kläger selbst stammt. Bei dieser Sach1age

kommt der wesentlich abgeschwachten Darstellung dieses Sach—

verhalts in dem Gutachten des Prof Dr. B! (Seite 3)

keine entscheidende Bedeutung zu,

Däs_LSGwar auch nicht verpflichtet, demAntrag des Klägers
stattzugeben, einen weiteren Sachverständigen mit der Erstat—
tung eines Gutachtens zu

beauftragen,weil
Dr° J.

.
zu den

Vorgutachten nicht ausreichend Stellung genommen habe. Der K

ger übersieht zunächst, daß Dr. J. nicht nur ausdrücklich

zu den Feststellungen und Auffassungen der Vorgutachter Dr.

Dr° B. ' (Seite 36), Dr. Ch
„

(Seite 37), Dr.
T‘ ‘ (Seite 50), Dr. Süss (Seite 39/45), Dr. T"

,(Seite 45-46), der Frau' Dr. D”' ' (Seite 49) und des Prof-
Dr. Bergstermann (Seite 50 f) Stellung nimmt, sondern daß er
auch durch eine außerordentlich sorgfältige Sichtung und tür—

digung aller Beweisunterlagen eine klare wissenschaftlich be—

gründete Auffassung vertritt, die sieh dadurch deutlich von
den Ergebnissen anderer Gutachter

abhebt
und zugleich erlenncn

läßt, inwieweit und warumer den Voréutechten im einzelnen zu-
stimmt oder sie‚sei es im Ergebnis oder in der Begründung„ ub-

bhnen muß. Außerdem war das LSG nicht verpflichtet, nenn es

die Sache für spruchreif halten durfte, die ßrstattung eines
weiteresn Gutachtens nur deshalb anzdordnen, v;eil Dr J

nicht der Anordnung vom 20. Mai 1959 voll entsprochen haben

sollte. Das Gericht ist, wenn eine Sache spruchreif geworden

ist, nicht nur berechtigt, sondern auch berpflichtet, zu ent—

scheideno ' ‘

Auch soweit der Kläger durch eine Kritik besonders des Gutach4
tens des Dr. J .

da$un will, das Gericht habe seine Pflicht.”

zur sachgemäßen Würdigung der Beweisetgebnissé verletzt, ist

ein Verfahrensmangel nicht ersichtlich. Es ist nicht erkennbar,
daß dieser Gutachter “ziemlich willkürlich mit dem vorliegenden

Beweismaterial und demsbnstigen Akte■inhalt umgehe"und nur
verwende, was ihm "in sein Konzept pa35e". Der Sachverständige

und das_LSG hatten zu beurteilen, inwieweit der heutige leidens—
zustand des Klägers mit seinen zahlreichen Kra■kheitscrschei—
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nungen, die aber sehr verschiedene und miteinander verflochte—

ne Ursachen hatten, ursächlich auf die Verhältnisse des militä—

rischen_Dienstes zurückgeführt werden könne. Die großen Schwie—
rigkeiten einer solchen Aufgabe lassen sich nur überwinden,

wenn die Beweisunterlagen peinlich genau und vollständig er—

faßt und gewürdigt werden, wenn sie nach den Grundsätzen der

medizinischen Erfahrung so eingeordnet und ausgewertet werden,

daß eine in sich abgewogene, widerspruchsfreie und damit der

Wirklichkeit möglichst nahe kommende Ätiologie des Leidens ent—

steht. Diesen Grundsätzen_entspricht„ddä‚Gutachten des Dr.J.

in hervorragendem Maße. Es entnimmt den Krankenblättern und

sonstigen ärztlichen Befunden, was sie enthalten, vermeidet es

aber andererseits, aus ihnen Schlußfolgerungen zu ziehen, die

auf Grund der Untersuchungen und Diagnosen sich nicht halten

lassen. Die aus den früheren Befunden gewonnenen Einsichten

werden dann durch eine kritische Würdigung des Krankheitsbildes

aus der Zeit nach dem Jahre 1945 überprüft und bestätigt. Durch

diese sorgfältige, auf Tatsachen gestützte Beurteilung hebt sich

das Gutachten des Dr. J‘ besonders auch von dem Gutachten

des Prof. Dr. B\
,

.ab, in dem ohne hinreichend gesicher—

te Befunde die Entstehung einer chronisch-rezidivierenden defor—

mierenden Bronchitis in der Zeit bis Juni 1945 angenommen, aber

die Bedeutung der restrosternalen Struma und der durch sie her—

vorgerufenen Trachealstenose eine kaum befriedigende Würdigung

erfährt. Das LSG hat dem Gutachten des Dr. J .
folgen dürfen,

ohne damit die seinem Ermessen bei der Beweiswürdigung gesetzten

Grenzen zu überschreiten; es hat nicht dem Gutachten des Prof.

Dr. B : polgen müsseno Das LSG hat insbesondere nicht
die Frage übergangen, ob das Schilddrüsenleiden trotz seines

anlagemäßigen Charakters durch die besonderen Verhältnisse des

militärischen Dienstes, zB die große Hitze in Rußland, ausgelöst

oder verschlimmert werden sei. Dr. J
„

nimmt hierzu (Seite 41)
ausdrücklich Stellung und hebt hervor, daß für die Struma unter

Berücksichtigung Sämtlicher Unterlagen der Wahrscheinlichkeits-
beweis einer Schädigungsfolge nicht zu führen sei und daß die

Entwicklung dieser Krankheit "eigenen Gesetzesmäßigkeiten" folge.

Eine entsprechende Begründung gibt Dr. Jaekel (Seite 49) ebenso
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1 „ { \
für die Entwicklung der Rachen— undeehlkopfentzündung; er hebt

hervor, daß den zahlreichen "provok$torisehen Momenten" bei der
Entwicklung des "Grundprozesses" (der Struma.und der Traeheal—

stenose) nicht die Bedeutung eines hitätiologischen Einflusses
im Sinne einer wesentlichen Teilursache beigemessen werden könne°

Diese Ausführungen widersprechen nicht den Denkgesetzen, und es
ist auch nicht ersichtlich, daß sie mit den anerkannten Grund—

sätzen der ärztlichen Wissenschaft in Widerspruch stehen° Das

LSGwar daher auch nicht verpflichtet, mit Rücksicht auf die von
Prof° Dr. B} ' lgyertretenen Auffassung ein weiteres Gut—
achten einzuholen. Es hat seine Aufklärungspflicht auch nicht

dadurch verletzt, daß es die von devaläger in dem Schriftsatz

vom 19. November 1960 benannten Zeugen nicht vernemméh und auch
den Kläger selbst nicht gehört hat. Die Revision scheint zu über»
sehen, daß eine Parteivernehmung —

55 445—477 der Zivilgrozeß—_

ordnung (ZPO) im sozialgerichtlichen Verfahren nicht zul;esig
ist, da 5 118 SGG diese Vorschriften der ZPO nicht aufführt (vgl„

SozRZPO5 445Bl. Da 1 Nr. 1). Sie sind auchnicht über 9 202
SGG anwendbar; der Gesetzgeber hat sie absichtlich weggelassen.

Falls der Kläger mit diesem Vorbringen jedoch lediglich e' en
Verstoß gegen 5 106 SGG (Anhörung eines Beteiligten zum Zwecke
der Ergänzung oder Klärung seines Vorbringens) oder gegen 5 112

Abs° 2 SGG (Anhörung des Klägers in der mündlichen Verhandlung

zu dem gleichen Zweck) geltend machen wollte, kann er auch derit

nig%t die Statthaftigkeit des Rechtsmittels darlegen. Er hat da:;

was
über

die Entwicklung des Krankheitsgeschehens wußte, in znhlw

reichen Äußerungen niedergelegt; er
ist außerdem von den Gutach—

tern zu der Entstehungsgeschiehte deerrankheit immer wieder ein—
gehend gehört werden, besonders von

Prof. Dr. B e.. Es

ist nicht erkennbar, insbesondere auch nicht dargelegt, welche

Einzelheiten,die der Erkenntnisder Krankheitdienlich sein
konnten, er noch anzuführen hatte. Dasselbe gilt von den Zeugen

E:
.

und K. ‚„. Auch wennErhardt —gegen die Darstellung
des Klägers in dem Gutachten des Dr. Eergstermann (Seite 6) —‚

bekundet hätte, daß der Kläger noch in Krasnodar mit hohemFie-
ber gelegen hätte oder in den Tagen vorher hohes Fieber gehabt

habe, würde dies die Beurteilung der Krankheit nicht entscheidend

beeinflussen können, da keinerlei Anzeichen für eine ghrpgigghg

I.: 73
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Bronchitis in der Zeit bis zum Juni 1945 vorliegen, wie das LSG

im Anschluß an die Ausführungen des Dr. J (Seite 32 f)

überzeugend ausgeführt hat. Im übrigen spricht für die Richtig—

keit der zuletzt von dem Zeugen Er ” in der Bescheinigung

vom 20. Mai 1959 vertretenen Auffassung keineswegs, daß er

noch in der Bescheinigung vom 8. März 1953 nur die von ihm als

Herzbeschwerden gedeuteten Krankheitserscheinungen hervorge—

hoben und auch der Kläger selbst zunächst nur Versorgung wegen

eines Herzleidgng beantragt hatte, dagegen die Bronchitis erst

im Jahre 1952 erwähnt.

Da hiernach ein wesentlicher Verfahrensmangel im Sinne des

5 162 Abs} 1 Nr. 2 SGG nicht vorliegt, ist die Revision nicht
statthaft° Sie war daher als unzulässig zu verwerfen„

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in entsprechender An—

wendung des 5 193 Abs. 1 sec. '
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